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Landesschiedskommission

Beschluss

ln dem Schiedsverfahren

hat die Landesschiedskommission durch ihre Mitglieder Katja Cönen (amtierende

Vorsitzende), Ute Cordes und Christoph Pütz beschlossen:

Die von der Antragsgegnerin gegen die Mitglieder der

Landesschiedskommission Gen. Wolfgang Fieg und Gen. Martina Kien

vorgebrachten Abtehnungsgesuche wegen der Besorgnis der Befangenheit

werden als unbegründet zurückgewiesen.
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Gründe:

Ein Mitglied der Schiedskommission kann von einem Verfahrensbeteiligten wegen der
Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden.

Begründet ist die Besorgnis nur, wenn ein Verfahrensbeteiligter befürchten muss, ein Mitglied
der schiedskommission stehe der streitsache nicht objektiv und unvoreingenommen
gegenüber, es sei parteilich, beidem Mitglied liege eine unsachliche innere Einstellung zu den
Beteiligten oder zum Gegenstand des Verfahrens vor.

Über das Ablehnungsgesuch entscheiden - grundsätzlich - die trbrigen (nicht abgelehnten)
Mitglieder der Schiedskommission in Abwesenheit des abgelehnten Mitglieds (S 12 Abs. 3
Satz 1 SchO).

Die Antragsgegner begründet ihre Besorgnis der Befangenheit damit, dass die Genossen
und Kien als Mitglieder der Landesschiedskommission hätten als Mitglieder
Landesschiedskommission an der in dieser sache durchgeführten mündlichen Verhandlung
am 23'10'2010 mitgewirkt. Obwohl sich in dieser Verhandlung die gegen die Antragsgegnerin
erhobenen Vorwürfe als nicht erwiesen herausgestellt hätten, sei nach Schtuss dieser
mündlichen Verhandlung keine Entscheidung getroffen und verkündet worden. Die
Antragsgegnerin gehe davon aus, dass eine Entscheidung bewusst von den abgelehnten
Mitgliedern der Schiedskommission verzögert worden sei, um dem Antragsteller Zeit und
Gelegenheit zu,,Nachtragsanschuldigungen" zugeben.

Der Gen' wolfgang Fieg äußerte sich zu dem vorgebrachten Ablehnungsgesuch in der
mündlichen Verhandlung vom 19. Februar 2011 und führt aus, dass ,,lm Anschluss an die
mündfiche verhandlung in dieser sache am 23.10.2010 wurde bis zum Landesparteitag am
14'11'2010 kein Schiedsspruch beschlossen. Über die Gründe kann ich im Hinblick auf das
Beratungsgeheimnis keine Angaben machen. Nach dem Landesparteitag am 14.11.2010
gehörte der Genosse stefan schon, der an der mündliche Verhandlung am 2g.1o.zo1oneben
mir und der Gen. Kien teilgenommen hat, der Landesschiedskommission nicht mehr an. Eine
Beschlussfassung über einen Schiedsspruch war danach in der Besetzung der mündlichen
Verhandlung am 23.10.2010 nicht mehr möglich.,,

wenige Zeit nach der mündlichen Verhandlung am23.10.2010 wurden am 14.11.2010 die
Mitglieder der Landesschiedskommission neu gewählt. An der mündlichen Verhandlung
nahmen neben den Gen. Fieg und Kien der Gen. schon teil, welcher nach der Neuwahl der
Landesschiedskommission am 14.11.2010 dieser nicht mehr angehört. Da die
schiedskommission somit neu besetzt wurde und von den Mitgliedern, die an der mündtichen
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Verhandfung am 23.10.2010 teilnahmen, damit nur noch zwei Mitglieder der gegenwärtigen
Schiedskommission angehören, musste die mündliche Verhandlung erneut anberaumt
werden.

Allein aus der Tatsache, dass nach der mündlichen Verhandlung vom 23,10 .2010 in der
Sache kein Beschluss gefasst wurde, kann aus Sicht der Landesschiedskommission aber
keine Besorgnis der Befangenheit gegenüber den an der mündlichen Verhandlung am
23. 1 0.201 O teilneh menden M itgliedern resultieren.

Sicherlich ist es richtig, dass die Schiedskommission bemüht ist, unmittelbar nach einer
mündlichen Verhandlung einen Beschluss zu fassen. tn Einzelfällen mag es aber notwendig
sein, dass die Bewertung der mündlichen Verhandlung und des bisherigen Vorbringens der
Beteiligten eine intensivere Auseinandersetzung und möglicherweise längere Befassung m1
dem verhandelten Sachverhalt erfordert. Am Ende einer solchen Befassung kann als Ergebnis
die Fortsetzung der mtrndlichen Verhandlung, die Anberaumung einer weiteren
Beweisaufnahme ober die Verkündung eines Schiedsspruches stehen. Ziel der zeilich nicht
unmittelbaren Verkündung des Ergebnisses muss selbstverständlich der Anspruch sein, ein
gerechtes und alle Tatsachen und Umstände berücksichtigendes, tragfähiges Ergebnis zu
finden.

Anhaltspunkte dafür, dass mit der nicht unmittelbar an die mündliche Verhandlung vom
23.10.2010 anschließenden Verkündung ein anderes Ziel als das der gründlichen
Aufarbeitung des verhandelten Sachverhaltes verfolgt worden wäre, sind vorliegend nicht
erkennbar.

Zwar deutete der Vorsitzende unmittelbar nach der Beweisaufnahme am zg.iO.ZOlO
möglicherweise an, dass er den zu beweisenden sachverhalt durch den vernommenen
Zeugen nicht als enryiesen betrachtet. Diesen Ausführungen wäre aber zum Einen keine
abschließende Bewertung zu entnehmen. Zum Anderen gab es aus Sicht der
Schiedskommission möglicherweise weitere zu verhandelnde oder beweiserhebliche
Tatsachen, die eine Fortsetzung der mündlichen Verhandlung oder die Anberaumung einer
weiteren Beweisaufnahme erforderten. Die Beweiswi]rdigung und die Beurteilung der Frage,
ob weitere Beweiserhebungen oder die Fortsetzung der mündlichen Verhandlung erforderlich
sind, obliegen der schiedskommission.

fehlerhafte Entscheidungen und

begründen grundsätzlich kein

Es gilt außerdem folgendes zu berücksichtigen: selbst
Verfahrensverstöße im Rahmen der Prozessleitung
Ablehnungsgesuch.
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(in Zöller:, Kommentar zur Zivilprozessordnung, S 42, Rn 28 mit weiteren Nachweisen)

Anhaltspunkte dafttr, dass die nicht unmittelbar an die mündliche Verhandlung anschließende

Beschlussfassung und die Verfahrensleitung und -gestaltung vorliegend willkürlich oder

rechtswidrig in der Absicht, der Antragstetlerin zu schaden, ausgeübt worden wären, sind nicht

ersichtlich.

Die Vezögerung der Beschlussfassung lässt sich mithih auch damit erklären, dass die

mündliche Verhandlung llutz vor dem Landesparteitag am 14. November 2010 stattfand und

zu diesem Zeitpunkt vermehrt Anträge bei der Schiedskommission eingingen, die ebenfalls zu

bearbeiten waren.

Eine unsachliche innere Einstellung zur Antragstellerin oder zum Gegenstand des Verfahrens

ist nicht dargetan; die Besorgnis der Befangenheit betreffend die Genossen Fieg und Kien ist

unbegründet.

Die Entscheidung ist unanfechtbar ($ 12 Abs. 3 S. 2 SchO).


